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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 
 
- - - 
 
B. BEKANNTMACHUNGEN DER STÄDTE, GEMEINDEN UND SAMTGEMEINDEN 
 
Bekanntmachung 
der Gemeinde Sassenburg 
 
Der Rat der Gemeinde hat mit Beschluss vom 29.10.2013 den Bebauungsplan 
„Maschgartenberg I - 1. Änderung“ in der Ortschaft Dannenbüttel als Satzung gemäß 
§ 10 BauGB beschlossen.  
 
Die Begründung zum Bebauungsplan und die Erklärung über die Berücksichtigung der 
Umweltbelange wurden gebilligt. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Gebietsabgrenzung.1 
 
Jedermann kann den Bebauungsplan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung 
über die Berücksichtigung der Umweltbelange während der Sprechstunden im Rathaus der 
Gemeinde Sassenburg, Bokensdorfer Weg 12, 38524 Sassenburg, einsehen und über den 
Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Unbeachtlich werden nach § 215 BauGB 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind.  
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Sassenburg, 08.11.2013 
 

Gemeinde Sassenburg 
 
Arms 
Bürgermeister 
 

                                                 
1 abgedruckt auf Seite 626 dieses Amtsblatt 
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Verordnung über die Kastrations- und Kennzeichnungspflicht 
von Katzen in der Gemeinde Sassenburg 

 
Aufgrund des § 55 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung (Nds. SOG) in der Fassung vom 19.01.2005 (Nds. GVBl. S. 9) hat der Rat der 
Gemeinde Sassenburg in seiner Sitzung am 29.10.2013 folgende Verordnung erlassen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Die Verordnung gilt für das Gemeindegebiet der Gemeinde Sassenburg. 
 

§ 2 
Kastrationspflicht 

 
1. Katzenhalterinnen und Katzenhalter, die ihrer Katze Zugang ins Freie gewähren, haben 

diese zuvor von einem Tierarzt kastrieren und mittels Mikrochip kennzeichnen zu lassen. 
Dies gilt nicht für Katzen, die weniger als 5 Monate alt sind. 

 Als Katzenhalter/-in im vorstehenden Sinne gilt auch, wer frei lebenden Katzen 
regelmäßig Futter zur Verfügung stellt. 

 
2. Die Kastration ist von dem durchführenden Tierarzt schriftlich bestätigen zu lassen. 

Diese Bestätigung ist auf Verlangen der kontrollierenden Behörde vorzulegen. 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1. Ordnungswidrig im Sinne des § 59 Nds. SOG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

dem Gebot des § 2 dieser Verordnung zuwiderhandelt. 
 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden. 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am 01.01.2014 in Kraft. 
 
Sassenburg, den 21.11.2013 
 

Gemeinde Sassenburg 
 
Arms 
Bürgermeister 
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I. 

 
2. Nachtragshaushaltssatzung der Samtgemeinde Hankensbüttel 

für das Haushaltsjahr 2013 
 
Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Samtgemeinde Hankensbüttel in der Sitzung am 19.09.2013 folgende 
Nachtragshaushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden  
 
  

die bisherigen 
festgesetzten 

Gesamt-
beträge 

 
 
 

-Euro- 

 
erhöht  

um 
 
 
 
 
 

-Euro- 

 
vermindert  

um 
 
 
 
 
 

-Euro- 

 
und damit der 

Gesamtbetrag des 
Haushaltsplans 

einschließlich der 
Nachträge 

festgesetzt auf 
 

-Euro- 
1 2 3 4 5 

Ergebnishaushalt     
ordentliche Erträge 5.889.200 35.100 - 5.924.300 
ordentliche Aufwendungen 6.592.900 - 81.700 6.511.200 
außerordentliche Erträge - - - - 
außerordentliche Aufwendungen - - - - 
Finanzhaushalt     
Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

5.732.300 35.100 - 5.767.400 

Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

6.008.900 - 81.700 5.927.200 

Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

143.100 - - 143.100 

Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

1.015.100 30.000 - 1.045.100 

Einzahlungen für 
Finanzierungstätigkeit 

872.000 30.000 - 902.000 

Auszahlungen für 
Finanzierungstätigkeit 

329.100 - - 329.100 

Nachrichtlich:      
Gesamtbetrag der Einzahlungen 
des Finanzhaushalts 

6.747.400 65.100 - 6.812.500 

Gesamtbetrag der Auszahlungen 
des Finanzhaushalts 

7.353.100 - 51.700 7.301.400 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird gegenüber der bisherigen 
Festsetzung in Höhe von 872.000 Euro um 30.000 Euro erhöht und damit auf 902.000 Euro 
neu festgesetzt. 
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§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, wird 
nicht verändert. 
 

§ 5 
 
Die Höhe der bisher festgesetzten Samtgemeindeumlage wird nicht geändert. 
 
Hankensbüttel, 19.09.2013 
 
Taebel      (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende 2. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2013 wird hiermit 
verkündet. 
 
Die nach §§ 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 des Nieders. Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) sowie § 111 Abs. 3 NKomVG i. V. m. § 15 Abs. 6 des Nieders. Gesetzes über 
den Finanzausgleich (NFAG) erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
18.11.2013 unter dem Az. 111-09-02/6-1 erteilt worden. 
 
Der Nachtragshaushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 i. V. m. § 115 Abs. 1 Satz 2 
NKomVG vom 02.12.2013 bis einschließlich 10.12.2013 während der Geschäftszeiten zur 
Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde Hankensbüttel öffentlich aus. 
 
Hankensbüttel, den 22.11.2013 
 
Taebel 
Samtgemeindebürgermeister 
 
AMTLICHE BEKANNTMACHUNG  
Gemeinde Hankensbüttel 
 
Bekanntmachung des Bebauungsplans „Erbkampsweg“ gemäß § 10 (3) 
Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Der Rat der Gemeinde Hankensbüttel hat am 26.06.2013 den Bebauungsplan 
„Erbkampsweg“ als Satzung und die Begründung beschlossen. Die Lage des Plangebietes 
ist dem beigefügten Ausschnitt zu entnehmen. 2 
 
Mit dem Tage dieser Bekanntmachung wird der Bebauungsplan „Erbkampsweg“ 
rechtsverbindlich. 
 
Der Bebauungsplan „Erbkampsweg“ einschließlich Begründung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB 
kann bei der Samtgemeinde Hankensbüttel, Goethestr. 2, Zimmer 3, 29386 Hankensbüttel, 
während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden. Jedermann kann auch über 
den Inhalt des Bebauungsplans „Erbkampsweg“ Auskunft verlangen. Es wird darauf 

                                                 
2 abgedruckt auf Seite 627 dieses Amtsblattes 
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hingewiesen, dass die Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden ist. Auf die Vorschriften 
des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den 
Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das 
Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Gemeinde Hankensbüttel, 28.10.2013 
 
Gödecke 
Gemeindedirektor 
 
1. Änderung der Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und 
Auslagenentschädigung für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen in der 
Gemeinde Meinersen 
 
Aufgrund der §§ 10, 44, 54 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Meinersen in seiner Sitzung am 
12.09.2013 folgende 1. Änderungssatzung der Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- 
und Auslagenentschädigung für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen in der 
Gemeinde Meinersen beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1  Allgemeines 
 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied und sonstige ehrenamtliche Tätigkeit für die Gemeinde 

wird grundsätzlich unentgeltlich geleistet. Anspruch auf Erstattung von 
Verdienstausfall, Auslagen, Kinderbetreuungskosten und Zahlung eines 
Pauschalstundensatzes für ausschließliche Haushaltsführung besteht im Rahmen der 
Höchstbeträge dieser Satzung. Aufwandsentschädigung für Ratsmitglieder und sonst 
ehrenamtlich tätige Personen werden nur im Rahmen dieser Satzung gezahlt. 

 
(2) Dauert eine Sitzung länger als 6 Stunden, so kann auf besonderen Ratsbeschluss 

höchstens ein weiteres Sitzungsgeld gewährt werden. Bei mehreren Sitzungen gleich 
welcher Art, die an einem Tage stattfinden, dürfen nicht mehr als 2 Sitzungsgelder 
gezahlt werden. Eine Sitzung, die über 24:00 Uhr hinausgeht, zählt als Sitzung des 
Tages, an dem sie begonnen wurde. Folgen zwei Sitzungen unmittelbar 
hintereinander, sind diese als eine Sitzung anzusehen. 

 
(3) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für einen vollen Monat im Voraus 

gezahlt, auch dann, wenn der Empfänger das Amt nur für einen Teil des Monats 
innehat. Führt der Empfänger einer Aufwandsentschädigung seine Dienstgeschäfte 
ununterbrochen – den Erholungsurlaub nicht eingerechnet – länger als 6 Monate nicht, 
so ermäßigt sich die Aufwandsentschädigung für die über 6 Monate hinausgehende 
Zeit auf die Hälfte. Vom gleichen Zeitpunkt an erhält der die Geschäfte führende 
Vertreter 100 % der Aufwandsentschädigung des Vertretenen. Ruht das Mandat, so 
wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt. 
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(4) Für eine Fahrtkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz gezahlt wird 
(pauschale Fahrtkostenentschädigung), gilt Absatz 2 Satz 1 entsprechend. Ist die 
Empfängerin oder der Empfänger einer pauschalen Fahrtkostenentschädigung an der 
Ausübung ihrer oder seiner ehrenamtlichen Tätigkeit vorübergehend verhindert, so 
entfällt die pauschalierte Fahrtkostenentschädigung von Beginn des folgenden und 
jeden weiteren Kalendermonats ihrer oder seiner Verhinderung. Für den gleichen 
Zeitraum erhält die Vertreterin oder der Vertreter die pauschale 
Fahrtkostenentschädigung der oder des Vertretenen unter Fortfall einer evtl. eigenen 
Fahrtkostenentschädigung. Bei Wiederaufnahme ihrer oder seiner ehrenamtlichen 
Tätigkeit erhält die oder der Vertretene seine pauschale Fahrtkostenentschädigung 
vom folgenden Monat an.  

 
(5) Wird die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit von einer Empfängerin oder einem 

Empfänger einer pauschalen Fahrtkostenentschädigung endgültig beendet, so erhält 
die Vertreterin oder der Vertreter vom Beginn des nächsten Kalendermonats an die 
pauschale Fahrtkostenentschädigung in voller Höhe. Die bisherige 
Fahrtkostenentschädigung der Vertreterin oder des Vertreters entfällt von diesem 
Zeitpunkt an.  

 
(6) Ruht das Mandat, so wird keine Fahrtkostenentschädigung gezahlt. 
 
(7) Dem Rat der Gemeinde Meinersen steht seit dem 01.08.2010 das internetbasierte 

Ratsinformationssystem ALLRIS zur Verfügung. Jedes Ratsmitglied wird mit einem 
iPad4 ausgestattet und erhält die sitzungsrelevanten Unterlagen in elektronischer 
Form.  

 
(8) Gemeinderatsmitglieder erhalten für eine Übergangszeit von einem Jahr nach Ausgabe 

der iPads eine Entschädigung von monatlich 10,00 EUR. Die Auszahlung erfolgt in 
Form einer Einmalzahlung am 1. Mai 2014. 

 
(9) Für eine Fahrtkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz gezahlt 

wird, gilt Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend. 
 

Artikel 2 
 
§ 4 Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 
 
(1) Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen (nach § 71 Abs. 7 
 NKomVG) erhalten ein Sitzungsgeld in Höhe von 23,00 EUR je Sitzung. 
 
(2) Fachmitglieder des Umlegungsausschusses nach § 46 BauGB erhalten ein 

Sitzungsgeld in Höhe von 40,00 EUR. Der Vorsitzende des Umlegungsausschusses 
erhält ein Sitzungsgeld in Höhe von 60,00 EUR. 

 
Artikel 3 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises 
Gifhorn in Kraft.  
 
Meinersen, 12.09.2013 
 

Gemeinde Meinersen 
 
Föcks 
Gemeindedirektor 
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C. BEKANNTMACHUNGEN DER ZWECKVERBÄNDE 
 
- - - 
 
D. SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN 
 
- - - 
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Bebauungsplan „Erbkampsweg“ in der Gemeinde Hankensbüttel 
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